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1 ABR 24/80
10 Ta BV 85/79 Düsseldorf

Verkündet am Im Namen des Volkes!
25. August 1981 
gez. Ude,
Angestellte Beschluß
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle In Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Anhörung vom 25. August 1981 durch den Präsiden­
ten Dr. Kissel, die Richter Dr. Seidensticker und Matthes 
sowie die ehrenamtlichen Richter Mager und Musa beschlos­
sen :

Die Rechtsbeschwerde der Antragsgegnerin gegen 
den Beschluß des Landesarbeitsgerichts Düssel-
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2

dorf vom 25. Februar 1980 - 10 Ta BV 85/79 - 
wird zurückgewiesen.

V/on R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

A. Die Antragsgegnerin betreibt einen Zeitungsverlag. Zwi­
schen ihr und dem antragstellenden Betriebsrat bestehen Mei­
nungsverschiedenheiten über den Umfang des Einblicksrechts 
des Betriebsausschusses in die Bruttogehaltslisten der Ar­
beitnehmer mit Ausnahme der leitenden und der außertarifli­
chen Angestellten.

Der Antragsteller hat beantragt,

der Antragsgegnerin aufzugeben, seinem 
Betriebsausschluß Einblick in die Brutto­
lohn- und Bruttogehaltslisten zu gewäh­
ren, soweit sie Arbeitnehmer im Sinne 
des § 5 Abs. 1 BetrVG, ausgenommen die 
AT-Angestellten, betreffen.

Die Antragsgegnerin hat um Zurückweisung des Antrages 
gebeten und vorgetragen:

Die Tarifgehälter der 193 tariflich bezahlten Redakteure 
seien dem Antragsteller bekannt. Eine entsprechende Liste 
liege zur Einsichtnahme bereit. Auch die Bruttolohnlisten 
der gewerblichen Arbeitnehmer, aus denen die Tariflöhne und 
die übertariflichen Zulagen ersichtlich sind, die aufgrund 
einer kollektiv-ähnlichen Regelung gewährt würden, lägen 
in der Personalabteilung zur Einsichtnahme bereit. Hinsichtlich 
der übertariflichen Zulagen, die sie etwa 650 Tarifangestellten 
und etwa 90 Redakteuren zahle, stehe dem Betriebsrat ein 
Einsichtsrecht nach § 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG nicht zu. Diese 
Zulagen würden nicht aufgrund einer kollektiven oder kollek-
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tiv-ähnlichen Regelung gezahlt. Sie würden insbesondere nicht 
in einer vom Tarifgehalt abhängigen Höhe gewährt. Das Ge­
samtgehalt des einzelnen Mitarbeiters werde vielmehr in je­
dem Einzelfall nach den individuellen Gegebenheiten festge­
legt. Hierbei könnten u.a. die Arbeitsmarktlage, die Ausbil­
dung, die Berufserfahrung, die individuelle Leistungsfähig­
keit, das Alter, der Wunsch, einen bestimmten Mitarbeiter 
unbedingt zu gewinnen, und soziale Gesichtspunkte eine Rol­
le spielen. Ob und in welchem Umfang die vorgenannten Ge­
sichtspunkte Berücksichtigung fänden, werde von Fall zu Fall 
entschieden. Auf solche individuell ausgehandelten Zulagen 
erstrecke sich das Einblicksrecht des Betriebsausschusses 
nicht. Hinsichtlich der Redakteure stehe dem Einblicksrecht 
des Betriebsausschusses auch die Vorschrift des § 118 Abs.
1 Satz 1 Nr. 2 BetrVG entgegen.

Der Antragsteller hat entgegnet:

Der Betriebsausschuß habe nach § 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG 
das Recht, allgemein in die Listen über die Bruttolöhne und 
Bruttogehälter der Arbeitnehmer Einblick zu nehmen, und nicht 
nur soweit sich aus ihnen die Tariflöhne und die aufgrund 
einer kollektiven oder kollektiv-ähnlichen Regelung gewähr­
ten übertariflichen Zulagen ergäben. Das gelte auch für die 
Bruttogehaltslisten der Redakteure. Die Eigenart des Unter­
nehmens der Antragsgegnerin als eines Presseunternehmens 
stehe dem nicht entgegen.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben dem An­
trag stattgegeben. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde 
verfolgt die Antragsgegnerin ihren Zurückweisungsantrag wei­
ter, während der Antragsteller um Zurückweisung der Rechts­
beschwerde bittet.

Bei der mündlichen Anhörung im Rechtsbeschwerdeverfah­
ren hat die Antragsgegnerin die Erklärung abgegeben, die 
Bruttolohnlisten hinsichtlich der gewerblichen Arbeitnehmer
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stünden dem Antragsteller jederzeit zur Einsicht offen. Dar­
aufhin haben die Beteiligten das Verfahren, soweit es die 
Einsichtnahme in die Bruttolohnlisten der gewerblichen Ar­
beitnehmer betrifft, übereinstimmend für erledigt erklärt.

B. Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet.

Da die Beteiligten das Verfahren, soweit es die Ein­
sichtnahme in die Bruttolohnlisten der gewerblichen Arbeit­
nehmer betrifft, übereinstimmend für erledigt erklärt haben, 
ist Gegenstand des Rechtsbeschwerdeverfahrens nur noch das 
Einblicksrecht des Betriebsausschusses in die Bruttogehalts­
listen der Angestellten der Antragsgegnerin mit Ausnahme 
der leitenden und der außertariflichen Angestellten. Hierzu 
haben die Vorinstanzen zutreffend angenommen, daß dieses 
Einblicksrecht sich auch auf die Gehaltslisten der sogenann­
ten Tendenzträger bezieht und nicht der Darlegung eines be­
sonderen Anlasses bedarf.

1. Dem begehrten Einsichtsrecht des Betriebsausschusses 
in die Bruttogehaltslisten der Angestellten nach § 80 Abs.
2 Satz 2 BetrVG steht die Eigenart des Unternehmens der An­
tragsgegnerin als eines Presseunternehmens nicht gemäß 
§ 118 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BetrVG entgegen.

Das Einsichtsrecht in die Bruttogehaltslisten dient 
der Information des Betriebsrats zur Erfüllung seiner ge­
setzlichen Aufgaben. Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Senats stehen Informations-, Anhörungs- und Beratungsrech­
te des Betriebsrats dem Tendenzschutz grundsätzlich nicht 
entgegen, weil durch solche Rechte des Betriebsrats das Ten­
denzunternehmen in der Verfolgung seiner geistig-ideellen 
Zielsetzung nicht gehindert oder ernsthaft beeinträchtigt 
werden kann (BAG 27, 316 = AP Nr. 1 zu § 130 BetrVG 1972;
BAG 27, 322 = AP Nr. 3 zu § 99 BetrVG 1972; BAG AP Nrn. 2,
4, 7 und 12 zu § 118 BetrVG 1972; Senatsbeschluß vom 19.

3

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

Mai 1981 - 1 ABR 109/78 - [zu B II der Gründe], auch zum 
Abdruck in der Amtlichen Sammlung bestimmt). Der Senat hat 
deshalb in seinem auch zur l/erö f fentlichung in der Amtlichen 
Sammlung des Bundesarbeitsgerichts vorgesehenen Beschluß 
vom 30. Juni 1981 - 1 ABR 26/79 - entschieden, daß die Eigen­
art eines Presseunternehmens den Ausschluß des Einblicks­
rechts des Betriebsrats in die Gehaltslisten der Redakteure 
nicht erforderlich macht. Hieran ist festzuhalten.

Dadurch, daß die Antragsgegnerin dem Betriebsrat Ein­
sicht in die Gehaltslisten der Tendenzträger gewähren muß, 
wird dem Betriebsrat nicht ein verfassungsrechtlich unzuläs­
siger Einfluß auf die geistig-ideelle Zielsetzung der Antrags 
gegnerin eröffnet. Mögen auch Entscheidungen über das Arbeits 
entgelt der Tendenzträger unmittelbaren Tendenzbezug haben 
und der Verfolgung der geistig-ideellen Zielsetzung des Pres­
seunternehmens dienen, so wird doch die Freiheit der Antrags­
gegnerin, solche Entscheidungen zu treffen, nicht beeinträch­
tigt oder gefährdet, wenn der Betriebsrat in die Gehalts­
listen der Tendenzträger Einblick nimmt. Die Entscheidung 
über die Gehaltshöhe ist im Zeitpunkt der Einsichtnahme be­
reits gefallen. Schon deswegen scheidet eine unmittelbare 
Beeinträchtigung dieser Entscheidung durch den Betriebsrat 
aus .

Der Umstand, daß der Einblick in die Gehaltslisten der 
Tendenzträger zu Diskussionen über das Arbeitsentgelt die­
ser Personengruppe führen kann, ist nicht geeignet, die Hand­
lungsfreiheit der Antragsgegnerin in rechtserheblicher Wei­
se zu beeinträchtigen. Die Antragsgegnerin mag anläßlich 
solcher Diskussionen genötigt sein, die tendenzbedingten 
Gesichtspunkte für ihre Entscheidungen offenzulegen. Der 
Tendenzschutz dient aber nicht der Geheimhaltung tendenz- 
bedingter Gründe für Maßnahmen des Arbeitgebers (Senatsur­
teil vom 7. November 1975 - 1 AZR 282/74 - AP Nr. 4 zu 
§ 118 BetrVG 1972 [zu 5 der Gründe]). Daß diese Gründe bei 
ihrer Offenlegung diskutiert und kritisiert werden können,
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führt zu keinem unzulässigen Einfluß des Betriebsrats auf 
die aus diesen Gründen getroffenen Maßnahmen. Ob der Arbeit­
geber im Hinblick auf eine solche erwartete Kritik tendenz­
bezogene Entscheidungen nicht oder anders trifft, ist eine 
Folge seiner eigenen freien Entscheidung, die auch sonstige 
Auswirkungen seiner Maßnahme in Betracht ziehen muß, nicht 
aber eine Beschränkung seiner Entscheidungsfreiheit. Diese 
bleibt vielmehr uneingeschränkt erhalten, wenn der Betriebs­
rat nur mit dem Mittel der Argumentation versuchen kann, 
die Entscheidung des Arbeitgebers zu beeinflussen (vgl. auch 
den oben schon zitierten Senatsbeschluß vom 19. Mai 1981
- 1 ABR 109/78 -). Dabei kann der Arbeitgeber der Diskussion 
tendenzbedingter Gründe mit dem Hinweis entgegentreten, daß 
er diese allein zu bestimmen und zu vertreten habe. Die Ge- 
fahf einer tendenzbezogenen Auseinandersetzung besteht da­
her nicht.

Daß eine Entscheidung auch tendenzbedingte Gründe hat, 
rechtfertigt damit nicht den Ausschluß jeglicher Auseinan­
dersetzung über diese Entscheidung aus anderen Gründen, die 
der Betriebsrat in Erfüllung seiner Aufgaben für erforder­
lich hält. Zu einem solchen Ausschluß würde es aber führen, 
wenn der Betriebsrat mangels eines Einsichtsrechts in die 
Gehaltslisten der Tendenzträger außerstande gesetzt würde, 
insoweit bestehende Aufgaben zu erkennen und sachgerecht, 
d. h. auch im Rahmen seiner in Tendenzunternehmen beschränk­
teren Einflußmöglichkeit, anzugehen.

2. Das Einblicksrecht des Betriebsausschusses ist auch 
nicht von der Darlegung eines besonderen Anlasses abhängig.
Das hat der Senat ebenfalls in dem oben erwähnten Beschluß 
vom 30. Juni 1981 - 1 ABR 26/79 - im Anschluß an den Beschluß 
des Sechsten Senats vom 12. Februar 1980 - 6 ABR 2/78 - ([dem­
nächst] AP Nr. 12 zu § 80 BetrVG 1972) entschieden und unter 
Aufgabe der früheren gegenteiligen Rechtsprechung des Se­
nats (Beschlüsse vom 18. September 1973 - 1 ABR 7/73 -, BAG 
25, 292 = AP Nr. 3 zu § 80 BetrVG 1972, und vom 28. Mai 1974
- 1 ABR 101/73 -, AP Nr. 7 zu § 80 BetrVG 1972) ausgespro-
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chen, daß dies auch für das vom Antragsteller im vorliegen­
den Verfahren allerdings nicht begehrte Einblicksrecht in 
die Listen der Bruttogehälter außertariflicher Angestellter 
gilt. Maßgebend hierfür u/aren folgende Erwägungen:

Nach § 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG sind dem Betriebsrat 
auf Verlangen jederzeit die zur Durchführung seiner Aufgaben 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen; in die­
sem Rahmen ist der Betriebsausschuß berechtigt, in die Li­
sten über die Bruttolöhne und -gehälter Einblick zu nehmen.
Zu den Aufgaben des Betriebsrats, die einen Einblick in die 
Entgeltlisten erforderlich machen, gehört es nach § 80 Abs.
1 Nr. 1 BetrVG, darüber zu wachen, daß die zugunsten der 
Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen, Tarifverträ­
ge und Betriebsvereinbarungen eingehalten und daß bei der 
Vergütung der Arbeitnehmer die Grundsätze von Recht und Bil­
ligkeit beachtet und der Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt 
werden (vgl. auch § 75 Abs. 1 BetrVG). Übertarifliche Ver­
gütungen stehen nicht außerhalb der tariflichen Vergütungs­
ordnung, sondern mit dieser im Zusammenhang. Sie werden re­
gelmäßig nach allgemeinen Grundsätzen gewährt, so daß der 
Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten ist. Eben wegen der 
Überwachungsfunktion des Betriebsrats kann aber sein Infor­
mationsrecht nicht davon abhängig sein, daß tatsächlich im 
Betrieb nach irgendwelchen generalisierenden Grundsätzen 
im Zusammenhang mit einem Tarifvertrag oder nach zum arbeits­
rechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz entwickelten Regeln 
verfahren wird. Das Einblicksrecht des Betriebsausschusses 
dient gerade der Unterrichtung des Betriebsrats, ob solche 
Zusammenhänge bestehen und gegebenenfalls ob sie vom Arbeit­
geber eingehalten werden oder nicht. Die Feststellung, wie 
die Verhältnisse im Betrieb sind, soll dem Betriebsrat ge­
rade durch die Einsichtnahme in die Lohn- und Gehaltslisten 
erst ermöglicht werden. Deshalb kann die Ausübung des Ein­
sichtsrechts nicht an die Darlegung der Besorgnis einer Rechts­
verletzung durch den Arbeitgeber gebunden werden. Wollte 
man derartige Darlegungen des Betriebsrats für die Ausübung
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seines Einblicksrechts verlangen, so würde dies bedeuten, 
daß der Betriebsrat entweder mehr oder weniger zufällig von 
einer möglichen Rechtsverletzung des Arbeitgebers Kenntnis 
erhält oder einen sonstigen Anlaß für sein Begehren hat oder 
vorbringt. Der Betriebsrat würde im Ergebnis genötigt, ei­
nen Verdacht gegen den Arbeitgeber zu äußern oder irgend­
einen sonstigen Grund für sein Begehren vorzuschützen. Das 
muß die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Betriebs­
rat auf Dauer belasten. Die Einsichtnahme in die Bruttoge­
haltslisten kann dem Betriebsausschuß auch nicht dadurch 
verwehrt werden, daß der Arbeitgeber darlegt, in seinem Be­
trieb würden übertarifliche Zulagen nicht nach kollektiven 
oder kollektiv-ähnlichen Regelungen gezahlt. Die Feststel­
lung, ob nach solchen Regelungen verfahren wird, soll der 
Betriebsrat nach dem Willen des Gesetzgebers anhand der ihm 
vorzulegenden Unterlagen selbst treffen können. Die Fest­
stellung, wie die Verhältnisse im Betrieb wirklich sind, 
ob tatsächlich etwa keine Vergütungen entsprechend kollek­
tiver oder kollektiv-ähnlicher Regelungen, sondern ausschließ 
lieh auf nicht miteinander vergleichbarer individueller Grund 
läge gewährt werden, soll dem Betriebsrat durch das ihm ge­
gebene Informationsrecht nach § 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG erst 
ermöglicht werden.

Die Aufgaben des Betriebsrats, deren Erfüllung das In­
formations- und Einblicksrecht des Betriebsrats nach § 80 
Abs. 2 Satz 2 BetrVG dient, erschöpfen sich aber nicht in 
den genannten Überwachungsfunktionen. § 80 Abs. 2 Satz 2 
BetrVG spricht ganz allgemein von den Aufgaben des Betriebs­
rats nach dem Betriebsverfassungsgesetz. Gerade hinsichtlich 
der Arbeitsvergütung hat der Betriebsrat aber nach § 87 Abs.
1 Nrn. 10 und 11 BetrVG ein umfassendes Mitbestimmungsrecht, 
das die betriebliche Lohngestaltung umfaßt und dessen Zweck 
u.a. die Wahrung der innerbetrieblichen Lohngerechtigkeit 
ist. Diese steht nicht erst dann in Frage, wenn Entgeltre­
gelungen gegen Grundsätze von Recht und Billigkeit oder ge­
gen den Gleichbehandlungsgrundsatz verstoßen. Deshalb kann 
für die Erfüllung der Aufgaben des Betriebsrats die Einsicht
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in Lohn- und Gehaltslisten auch dann erforderlich sein, wenn 
Fragen der Einhaltung einer kollektiven Ordnung oder der 
Verletzung sonstiger arbeitsrechtlicher Normen sich über­
haupt nicht stellen. Der Betriebsrat kann die Kenntnis der 
effektiv gezahlten Vergütungen benötigen, um sich ein Ur­
teil darüber bilden zu können, ob eine innerbetriebliche 
Lohngerechtigkeit erreicht ist oder durch eine andere be­
triebliche Lohngestaltung erreicht «/erden kann oder soll.
Das Verlangen, Einsicht in die Lohn- und Gehaltslisten zu 
nehmen, steht daher im allgemeinen in einem Bezug zu den 
Aufgaben des Betriebsrats nach dem Betriebsverfassungsge­
setz und ist deshalb nicht davon abhängig, daß ein Überwa- 
chungsbedürfnis besteht, gleichgülig ob dieses vermutet u/ird 
oder dargelegt u/erden muß.

Wenn es hiernach auch bezüglich übertariflich vergüte­
ter Arbeitnehmer keines besonderen Anlasses für die Einsicht­
nahme in die entsprechenden Lohn- und Gehaltslisten bedarf, 
so schließt das doch nicht aus, daß der Betriebsrat verpflich­
tet ist, selbst zu prüfen, ob ein sachlicher Anlaß für ihn 
besteht, Einblick in die Lohn- und Gehaltslisten zu nehmen. 
Diese Prüfung obliegt aber allein dem Betriebsrat. Ein aus 
anderen Gründen als zur Durchführung der gesetzlichen Aufga­
ben des Betriebsrats verlangter Einblick in die Entgeltli­
sten «/äre rechtsmißbräuchlich. Will der Arbeitgeber dem Be­
triebsrat unter Berufung auf eine rechtsmißbräuchliche Inan­
spruchnahme des gesetzlichen Einblicksrechts die Einsicht­
nahme in die Entgeltlisten verweigern, so muß er die Umstän­
de darlegen und im Streitfälle beweisen, aus denen sich der 
Rechtsmißbrauch ergeben soll.

Mit diesem Verständnis des § 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG 
«/erden die Grenzen zulässiger Gesetzesauslegung nicht über­
schritten. Das gesetzliche Erfordernis, daß der Einblick 
des Betriebsrats in die Bruttoentgeltlisten der Durchfüh­
rung seiner Aufgaben nach dem Betriebsverfassungsgesetz die­
nen muß, wird damit nicht aufgegeben. Es bleibt dem Arbeit­
geber die Möglichkeit, eine rechtsmißbräuchliche Inanspruch­
nahme des Einblicksrechts zu verhindern.
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Nach alledem kommt es für das begehrte Einsichtsrecht 
des Antragstellers in die Bruttogehaltslisten auch der über­
tariflich vergüteten Angestellten der Antragsgegnerin nicht 
darauf an, ob diese übertarifliehen Vergütungsbestandteile 
individuell unter Berücksichtigung einer Vielzahl von Ge­
sichtspunkten ausgehandelt worden sind. Es ist daher auch 
ohne Bedeutung, daß der Antragsteller für sein Begehren kei­
nen besonderen Anlaß genannt hat. Umstände, die auf eine 
rechtsmißbräuchliche Geltendmachung des in Anpruch genom­
menen Einblicksrechts schließen ließen, sind nicht vorge­
tragen worden.

Mager Musa

gez.: Dr. Kissel Dr. Seidensticker Matthes
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